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§ 1 Name, Sitz und Geschäftsjahr 

 
1. Der Verein führt den Namen „FC Issing e.V.“ 
 
2. Der Verein hat seinen Sitz in Issing, Gemeinde Vilgertshofen und ist im Vereins-

register des Amtsgerichts Landsberg a. Lech eingetragen. 
 

3. Die Vereinsfarben sind blau/weiß. Das Vereinswappen enthält die Großbuchstaben 
„FCI“. 

 
4. Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

 
 

§ 2 Vereinszweck 

 
1. Vereinszweck ist die Pflege und Förderung des Turn- und Sportwesens. 
 
2. Unterhalt und Instandhaltung der gesamten Sportanlagen und des Sportheimes. 

 
3. Sorgsame Verwaltung der vorhandenen Turn- und Sportgeräte. 

 
4. Durchführung von Sportveranstaltungen oder Teilnahme an solchen Wettkämpfen. 

 
5. Der Verein ist Mitglied im Bayerischen Landes-Sportverband e.V. und erkennt dessen 

Satzung und Ordnungen an. Über die Mitgliedschaft wird zugleich die Zugehörigkeit 
der einzelnen Vereinsmitglieder zum Bayerischen Landes-Sportverband e.V. ver-
mittelt. 

 
6. Der Verein ist politisch und konfessionell neutral. 

 
 

§ 3 Gemeinnützigkeit 

 
1. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne 

des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. 
 

2. Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche 
Zwecke. Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwecke verwendet 
werden.  

 
3. a. Die Mitglieder der Vereinsorgane nehmen ihre Aufgaben grundsätzlich 
          ehrenamtlich wahr. 

b. Bei Bedarf können die Vorstandsaufgaben im Rahmen der haushaltsrechtlichen  
    Möglichkeiten entgeltlich auf der Grundlage eines Dienstvertrages oder gegen  
    Zahlung einer Aufwandsentschädigung nach § 22 Nr. 3 EstG ausgeübt werden. 
c. Die Entscheidung über eine Tätigkeit im Rahmen des Abs. b trifft die Mitglieder- 
    versammlung. Gleiches gilt für die Vertragsinhalte und die Vertragsbeendigung. 
d. Zur Erledigung der Geschäftsführungsaufgaben und zur Führung der Geschäfts- 
    stelle ist der Vorstand ermächtigt, im Rahmen der haushaltsrechtlichen Möglich- 
    keiten, hauptamtliche Beschäftigte anzustellen. 
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e. Im Übrigen haben die Mitglieder und Mitarbeiter einen Aufwendungsersatzan- 
    spruch nach § 670 BGB für solche Aufwendungen, die ihnen durch die Tätigkeit 
    für den Verein entstanden sind. Hierzu gehören insbesondere Fahrtkosten, Reise- 
   kosten, Telefon usw. 
f. Der Anspruch auf Aufwandsentschädigung kann nur innerhalb einer Frist von  
   einem Jahr nach seiner Entstehung geltend gemacht werden. Erstattungen werden 
   nur gewährt, wenn die Aufwendungen mit Belegen und Aufstellungen, die prüf- 
   fähig sein müssen, nachgewiesen werden. 
g. Vom Vorstand können per Beschluss Pauschalen für den Aufwendungsersatz 
    nach § 670 BGB festgesetzt werden. 
h. Weitere Einzelheiten regelt die Finanzordnung des Vereins, die gemäß 3 § 21 der 
    Satzung erlassen und geändert wurde. 
 

4. Es darf keine Person durch Ausgaben, die den Zweck des Vereins fremd sind oder 
durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

 
 

§ 4 Mitgliedschaft 

 
1. Mitglied des Vereins kann jede natürliche Person werden. 
 
2. Über den schriftlichen Aufnahmeantrag entscheidet der Vorstand. 

 
3. Lehnt der Vorstand einen Aufnahmeantrag ab, so ist dem Betroffenen die Ablehnung 

mit Begründung und Angabe der Rechtsmittel schriftlich zu eröffnen. 
 

4. Mitgliedsrechte der minderjährigen Vereinsmitglieder 
a. Kinder bis zum 7. Lebensjahr und andere Personen, die als geschäftsunfähig  i.S.d.   
   Regelungen des BGB gelten, können ihre Mitgliedsrechte nicht persönlich ausüben,  
   diese werden durch ihre gesetzlichen Vertreter wahrgenommen. 
b. Kinder und Jugendliche zwischen dem 7. und 18. Lebensjahr können die Mitglied- 
    schaft im Verein nur erwerben, wenn die gesetzlichen Vertreter in den Mitglieds- 
    vertrag schriftlich eingewilligt haben. 
c. Kinder und Jugendliche vom 7. bis zum 18. Lebensjahr üben ihre Mitgliedsrechte  
    im Verein persönlich aus. Ihre gesetzlichen Vertreter sind dagegen von der  
    Wahrnehmung ausgeschlossen. 
d. Mitglieder bis zum 14. Lebensjahr sind jedoch vom Stimmrecht in der Mitglieder-  
   versammlung ausgeschlossen. Diese kann jedoch bei der Wahl des Jugendleiters im  
   vollen Umfang ausgeübt werden. 

 
5. Kurzzeitmitgliedschaft 
      a. Mitglieder können für einen bestimmten Zeitraum eine von vornherein zeitlich  
          befristete Mitgliedschaft im Verein erwerben. Der Zeitraum ist monatlich gestaffelt  
          und ergibt sich aus den fachlichen Angeboten der jeweiligen Abteilungen. 
 b. Die Höhe des Beitrages für die Kurzzeitmitgliedschaft ergibt sich aus der  
          Beitragsordnung. 
 c. Der Mitgliedsbeitrag für Kurzzeitmitglieder ist nicht rückzahlbar, auch wenn die  
         Angebote des Vereins – gleich aus welchem Grund – nicht genutzt werden können. 
 d. Für die Kurzzeitmitglieder gelten im Übrigen die Regelungen dieser Satzung,  
          insbesondere den Rechten und Pflichten (§ 5 der Satzung). 
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§ 5 Rechte und Pflichten der Mitglieder 

 
1. Alle Mitglieder haben gleiche Rechte und Pflichten. 

 
2. Für die Mitglieder sind die Satzung, die Ordnungen und Beschlüsse der Vereinsorgane 

verbindlich. 
 

3. Die Mitglieder sind verpflichtet, die Vereinsinteressen zu fördern und alles zu 
unterlassen, was dem Ansehen und dem Zweck des Vereins entgegensteht. 

 
4. Mit dem Ausscheiden eines Mitgliedes aus dem Verein erlöschen seine sämtlichen 

durch Mitgliedschaft erworbenen Rechte; es bleibt aber für seine Verbindlichkeiten 
haftbar. 

 
 

§ 6 Beendigung der Mitgliedschaft 

 
1. Die Mitgliedschaft endet durch Austritt, Tod, Streichung oder Ausschluss oder 

Auflösung des Vereins. 
 
2. Der Austritt ist dem Vorstand gegenüber schriftlich zu erklären. Der Austritt ist unter 

Einhaltung einer Frist von vier Wochen zum Schluss eines Geschäftsjahres zulässig. 
 

3. Eine Streichung der Mitgliedschaft ist zulässig, wenn das Mitglied trotz zweimaliger 
Mahnung durch den Vorstand mit der Beitragszahlung im Rückstand ist und seit der 
zweiten Mahnung mindestens drei Monate ohne Zahlung verstrichen sind. 

 
4. Ein Mitglied kann aus dem Verein ausgeschlossen werden, wenn sein Verhalten in 

grober Weise gegen die Satzung oder die Interessen des Vereins verstößt. 
 

5. Über den Ausschluss entscheidet der Vorstand. Dem Betroffenen ist vorher die 
Möglichkeit der Anhörung zu gewähren. 

 
6. Der Ausschluss ist dem betroffenen Mitglied mit Begründung und Angabe der 

Rechtsmittel mittels eingeschriebenen Brief bekannt zu geben. 
 

7. Die Wiederaufnahme eines ausgeschlossenen Mitgliedes ist frühestens nach Ablauf 
eines Jahres möglich. Über den Antrag entscheidet die Mitgliederversammlung. 

 
 

§ 7 Maßregelungen 

 
1. Gegen Mitglieder, die gegen die Satzung, Vereinsordnungen oder Anordnungen der 

Vereinsorgane verstoßen, können nach vorheriger Anhörung vom Vorstand folgende 
Maßnahmen verhängt werden: 
a. Verweis 
b. Zeitlich begrenztes Verbot (Höchstdauer ein Jahr) an der Teilnahme am Sport- 
    betrieb und den Veranstaltungen des Vereins oder der Verbände, welchen der  
    Verein angehört. 
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2. Verhängte Maßregeln sind dem betroffenen Mitglied mit Begründung und Angabe der 
Rechtsmittel mittels eingeschriebenen Briefs zuzustellen. 

 
 

§ 8 Rechtsmittel 

 
1. Gegen eine Ablehnung der Aufnahme (§ 4.3), gegen einen Ausschluss (§ 6.4) sowie 

eine Maßregelung (§ 7) ist der Einspruch zulässig. Dieser ist innerhalb von zwei 
Wochen – vom Zugang des Bescheides gerechnet – beim Vorstand einzureichen. 

 
2. Über den Einspruch entscheidet in allen Fällen der Vereinsausschuss endgültig. 

 
 

§ 9 Beitragszahlung 

 
1. Von den Mitgliedern werden Jahresbeiträge erhoben. 

 
2. Einzelheiten regelt die Beitragsordnung des Vereins. 

 
 

§ 10 Organe des Vereins 

 
Vereinsorgane sind: 
 

a. Mitgliederversammlung, 
b. Vorstand, 
c. Vereinsausschuss, 
d. Besondere Vertreter, 
e. Ausschüsse für sonstige Vereinsaufgaben. 

 
 

§ 11 Mitgliederversammlung 

 
1. Die Mitgliederversammlung ist das oberste Organ des Vereins. 
 
2. Der Mitgliederversammlung obliegt insbesondere: 

 
- Bestellung (Wahl) und Widerruf des Vorstandes 
- Bestellung (Wahl) und Widerruf der Kassenprüfer 
- Aufsicht über alle anderen Vereinsorgane, insbesondere über den Vorstand 
- Entgegennahme und Genehmigung der Rechenschaftsberichte 
- Entlastung anderer Vereinsorgane, insbesondere des Vorstandes 
- Weisungserteilung gegenüber dem Vorstand 
- Beschlussfassung über Satzungsänderungen 
- Zustimmung zu bestimmten Rechtsgeschäften, z.B. Grundstücksgeschäfte, 

Kreditaufnahme, Überschussverwendung 
- Auflösung des Vereins 

 
3. Im übrigen fallen der Mitgliederversammlung alle Aufgaben zu, die nicht vom 

Vorstand oder einem anderen Vereinsorgan zu besorgen sind. 
 



 

 

6 

6 

4. Eine ordentliche Mitgliederversammlung (Jahreshauptversammlung) findet einmal im 
Kalenderjahr statt. Sie ist jeweils im ersten Halbjahr durchzuführen. 

 
5. Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist einzuberufen, wenn es 

a. das Interesse des Vereins erfordert, 
 b. der Vorstand oder Vereinsausschuss beschließt, 
 c. von einem Fünftel der stimmberechtigten Mitglieder schriftlich und unter Angabe  

    des Zwecks und der Gründe beim Vorstand beantragt wird. 
 
6. a. Die Einberufung zur Mitgliederversammlung erfolgt durch den Vorstand. 

b. Die Einberufung ist mit Bekanntgabe von Zeit und Ort der Versammlung sowie die  
    Mitteilung der Tagesordnung, in der die zur Abstimmung gestellten Hauptanträge  
    ihrem Inhalt nach zu bezeichnen sind, an den Vereinsaushangtafeln und im  
    „Landsberger Tagblatt“ bekannt zu geben. 
c. Zwischen dem Tag der Einladung und dem Termin der Versammlung muss eine  
    Frist von zwei Wochen liegen. 
 

7. a. Die Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen  
    stimmberechtigten Mitglieder beschlussfähig. 
b. Satzungsänderungen bedürfen der Mehrheit von drei Vierteln der erschienenen  
    stimmberechtigten Mitgliedern. 
c. Eine Änderung des Vereinszweck erfordert die Zustimmung von neun Zehntel der  
    stimmberechtigten Vereinsmitglieder. 
d. Bei Abstimmung auf Entlastung (Abstimmung Geschäftspartei gegen Geschäfts- 
    partei) durch die Mitgliederversammlung gilt gemäß § 45 BGB Stimmrechts- 
    ausschluss für die betreffende Geschäftspartei (z.B. Vorstand). 

. 
 

§ 12 Vorstand 

 
1. Der Vorstand im Sinn des § 26 BGB besteht aus dem 1. und 2. Vorsitzenden. Sie 

vertreten den Verein gerichtlich und außergerichtlich. Jedes Vorstandsmitglied ist 
einzeln vertretungsberechtigt. 

 
2. Im Innenverhältnis ist der stellvertretene Vorsitzende zur Ausübung der Befugnisse 

des Vorstandes jedoch nur bei Verhinderung des 1. Vorsitzenden befugt. 
 

3. Der Gesamtvorstand besteht aus folgenden Mitgliedern: 
 

- dem Vorstand im Sinne des § 26 BGB 
- dem Vereinskassier 
- dem Schriftführer 

 
4. Für die Einschränkung der Rechtsgeschäfte gilt § 6 der Finanzordnung. 
 
5. Der Vorsitzende beruft und leitet die Sitzungen des Vorstandes. Der Gesamtvorstand 

tritt zusammen, wenn es das Vereinsinteresse erfordert oder drei seiner Mitglieder es 
beantragen. Er ist beschlussfähig, wenn die Hälfte seiner Mitglieder anwesend ist. 
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6. a. Der Vorstand ist für Aufgaben zuständig, die aufgrund ihrer Dringlichkeit einer  
    schnellen Erledigung bedürfen. Insbesondere obliegen ihm die Aufgaben: 
 

- gerichtliche und außergerichtliche Vertretung des Vereins 
- Führung und Erledigung der laufenden Geschäfte 
- Kassen- und Buchführung 
- Erstellung des Haushalts 
- Beachtung der für den Verein einschlägigen steuerrechtlichen Bestimmungen 
- Durchführung der Verfahren für Aufnahme und Maßregelungen von 

Mitgliedern 
- Einberufung von Versammlungen der Vereinsorgane 
- Anmeldung an das Registergericht 
- Durchführung der Liquidation 

 
b. Zu den Aufgaben des Gesamtvorstandes gehören insbesondere die Durchführung  
    der Beschlüsse der Mitgliederversammlung und des Vereinsausschusses. 
c. Der Gesamtvorstand ist über die Tätigkeit des Vorstandes laufend zu unterrichten. 
d. Die Aufgaben der Mitglieder des Gesamtvorstandes sowie die Abgrenzung der  
    Verantwortungsbereiche regeln die Geschäftsordnung. 

 
 
7. Mitglieder des Gesamtvorstandes haben das Recht, an allen Versammlungen/ 

Sitzungen der Abteilungen und Ausschüssen beratend teilzunehmen. 
 
8. Bei Ausscheiden eines Mitgliedes des Gesamtvorstandes ist der Vereinsausschuss 

berechtigt, ein neues Mitglied kommisarisch bis zur nächsten Wahl zu berufen. 
 

9. Zuständigkeit des Vorstandes in Personalangelegenheiten: 
a. Der Vorstand nach § 26 BGB nimmt die Arbeitgeberfunktion im Verein wahr.  

               Diese Zuständigkeit umfasst auch die Verträge mit Selbständigen und freiberuflich  
               Tätigen sowie Dienstleistungs- und Werkverträge. Ebenfalls umfasst sind Verträge  

         mit ehrenamtlichen Mitarbeitern des Vereins. 
b. Auch das Eingehen von Vertragsverhältnissen mit Sportlern und Spielern des  
    Vereins ist Zuständigkeit des Vorstandes. 
c. Die Abteilungen des Vereins sind nicht befugt, in Personalangelegenheiten zu  
    entscheiden. Dies gilt insbesondere für Vertragsverhandlungen, Zusagen und  
    Änderungen von bestehenden Vertragsverhältnissen sowie der Eingehung und  
    Kündigung von Vertragsverhältnissen. 
d. Die Abteilungen haben jedoch ein Vorschlags- und Mitspracherecht und werden bei  
    Personalentscheidungen durch den Vorstand gehört und beteiligt, insbesondere  
    dann, wenn die Belange der Abteilungen berührt sind. 
e. Alle Personalmaßnahmen des Vorstandes stehen unter Haushaltsvorbehalt und  
    dürfen nur eingegangen werden, wenn die finanziellen Auswirkungen durch den  
    Haushalt des Vereins getragen werden können. 

 
 

§ 13 Vereinsausschuss 

 
1. Der Vereinsausschuss besteht aus den Mitgliedern des Gesamtvorstandes und den 

Abteilungsleitern oder deren Stellvertretern, falls die Abteilungsleiter auch im 
Gesamtvorstand vertreten sind. 
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2. Die Aufgaben des Vereinsausschusses liegen in der ständigen Mitwirkung bei der 

Führung der Geschäfte durch den Vorstand. 
 

3. Dem Vereinsausschuss stehen insbesondere die Rechte nach § 8 Nr. 2, § 14 Nr. 1a,  
      § 16 Nr. 2c und § 21 Nr. 1 dieser Satzung zu. 

 
4. Dem Vereinsausschuss können durch die Mitgliederversammlung weitergehende 

Aufgaben zugewiesen werden. Im übrigen nimmt er die Aufgaben wahr, für die kein 
anderes Vereinsorgan zuständig ist. 

 
5. Der Vereinsausschuss tritt mindestens zweimal im Jahr zusammen oder wenn ein 

Drittel seiner Mitglieder dies beantragen. Er ist beschlussfähig, wenn die Hälfte seiner 
Mitglieder anwesend ist. 

 
6. Die Mitglieder des Vereinsausschusses können zur Vorstandssitzung geladen werden. 

Ein Stimmrecht steht ihnen dort nicht zu. 
 
 

§ 14 Besondere Vertreter 

 
1. a. Der Vereinsausschuss wird ermächtigt, bei Bedarf oder sich ergebender  Not- 

    wendigkeit für gewisse Geschäfte „Besondere Vertreter“ zu bestellen. 
b. Der Umfang der Vertretungsmacht für einen zugewiesenen Geschäftskreis muss in  
    jedem Einzelfall abgegrenzt und schriftlich verfügt sein. 
 

2. Besondere Vertreter sind an die Weisungen des Vorstandes gebunden. 
 
 

§ 15 Ausschüsse für sonstige Vereinsangelegenheiten 

 
1. a. Der Vorstand wird ermächtigt, zur Erledigung bestimmter Vereinsaufgaben  

    Ausschüsse zu bilden. 
 b. Der zugewiesene Aufgabenbereich muss für jeden Ausschuss abgegrenzt und  

          schriftlich verfügt sein. 
 

2. Ausschüsse sind an die Weisungen des Vorstandes gebunden. 
 
 

§ 16 Abteilungen 

 
1. Rechtliche Stellung 

a. Innerhalb des Vereins können bei entsprechendem Bedürfnis oder im Hinblick auf  
    sportfachspezifische Notwendigkeiten Abteilungen eingerichtet werden. Über die  
    Einrichtung und Auflösung von Abteilungen entscheidet die Mitgliederversamm- 
    lung mit einfacher Mehrheit der erschienenen stimmberechtigten Mitgliedern mit  
    der in der Satzung festgelegten Mehrheit. 
b. Die Abteilungen sind rechtlich unselbständig und organisatorische Untergliede- 
    rungen des Vereins. Nach § 51 Satz 3 der Abgabenordnung sind Abteilungen als  
    funktionale Untergliederungen keine selbständigen Steuersubjekte. 
c. Die Abteilungen nehmen im Rahmen des satzungsmäßigen Vereinszweckes die  
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    Aufgaben für die jeweilige Sportart wahr. Dazu zählt auch insbesondere die  
    Vertretung des Vereins in den Belangen der Fachsportart gegenüber externen  
    Institutionen und gegenüber dem jeweiligen Fachverband. 
d. Abteilungen regeln die fachlichen Aufgaben des Sportbetriebes und die  
    Angelegenheiten internen Geschäftsbetriebes selbständig, jedoch unter Beachtung  
    der Vorgaben der Satzung und ergänzender Ordnungen des Vereins. 
e. Abteilungen sind an Beschlüsse gebunden, die der Vorstand oder andere beschluss- 
    fähige Gremien des Hauptvereins gefasst oder erlassen haben. 
f. Verträge mit Außenwirkung können nur durch den Vereinsvorstand (§ 12 Nr. 9)  
    abgeschlossen werden. Unter Vorstand des Hauptvereins ist hier der Vorstand nach  
    § 26 BGB zu verstehen. Der Vereinsvorstand kann durch Beschluss begrenzte  
    Kompetenzen an die Abteilungsleitung deligieren. 
g. Der Vereinsvorstand hat das Recht an Versammlungen der Abteilungsleitung und  
    an der Abteilungsversammlung teilzunehmen. Entsprechende Einladungen sind  
    auch dem Vereinsvorstand zuzuleiten. 

 
2. Mitglieder der Abteilung 

a. Mitglieder der Abteilungen sind gleichzeitig Mitglied im Hauptverein. Für den  
    Erwerb und die Beendigung der Abteilungsmitgliedschaft gelten analog die  
    Regelungen der Vereinssatzung. 
b. Alle Abteilungsmitglieder haben das Recht an allen Veranstaltungen und Maß- 
    nahmen der Abteilung teilzunehmen. 
c. Die Abteilungen sind im Bedarfsfall berechtigt, zusätzlich zum Vereinsbeitrag von  
    ihren Mitgliedern einen Abteilungsbeitrag zu erheben. 
    Die Erhebung eines Sonderbeitrages bedarf der vorherigen Zustimmung des  
    Vereinsausschusses. 

 
3. Abteilungshaushalt 

a. Abteilungen können kein eigenes Vermögen bilden. 
b. Soweit Einnahmen und Ausgaben den wirtschaftlichen Geschäftsbereich betreffen,  
    unterliegen sie in Buchung und Verwaltung dem Hauptkassier des Vereins. 
c. Eine Genehmigung durch den Hauptvorstand bedürfen insbesondere folgende  
    Punkte: 

- Tätigkeiten, die den wirtschaftlichen Geschäftsbereich betreffen 
- Die Bezahlung von Trainern oder sonstigen Personal einschließlich geldwerter 

Zuwendungen. 
d. Bei Verstößen gegen § 16 Nr. 1 Buchstabe f und § 16 Nr. 3 der Satzung können  
    diesbezüglich Handelnde haftungsrechtlich in Anspruch genommen werden. 

 
4. Organe der Abteilung sind: 

a. Abteilungsleitung 
b. Abteilungsversammlung 

 
5. Abteilungsleitung besteht aus: 

a. dem Abteilungsleiter 
b. seinem Stellvertreter 
c. Abteilungskassier 
d. Abteilungsjugendleiter 
e. Abteilungsschriftführer 

 
 Der Abteilungsleiter und sein Stellvertreter sind jeweils allein berechtigt, die  
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     Abteilung nach innen und nach außen in Belangen der Abteilung zu vertreten. 
 
6. Abteilungsversammlung 
 

Die Abteilungsversammlung findet mindestens einmal jährlich statt und wird von der 
Abteilungsleitung schriftlich einberufen. Sie ist vor der Mitgliederversammlung des 
Hauptvereins durchzuführen. 
 
Die Abteilungsversammlung ist für folgende Aufgaben zuständig: 

- Entgegennahme der Berichte der Abteilungsleitung 
- Entlastung der Abteilungsleitung 
- Wahl der Abteilungsleitung 
- Beratung und Beschlussfassung über vorliegende Anträge 
- Beschlussfassung über Auflösung der Abteilung 

 
7. Auflösung der Abteilung 

Die Auflösung der Abteilung muss durch die Abteilungsversammlung beschlossen 
werden. Die Auflösung der Abteilung bedarf der Zustimmung der Mitgliederver-
sammlung des Hauptvereins mit einfacher Mehrheit. 

 
 

§ 17 Wahlen und Amtsdauer 

 
1. Die Mitglieder des Vorstandes und der Abteilungsleitungen sowie die Kassenprüfer 

werden auf die Dauer von zwei Jahren gewählt. Sie bleiben solange im Amt, bis der 
Nachfolger gewählt ist. Eine Wiederwahl ist zulässig. 

 
2. Verschiedene Ämter in den Vereinsorganen „Vorstand“ und „Vereinsausschuss“ 

können in einer Person vereinigt werden. 
 
 

§ 18 Stimmrecht und Wählbarkeit 

 
1. a. Stimmberechtigt sind alle Mitglieder, die am Tage der Versammlung das  
          18. Lebensjahr vollendet haben. Jüngere Mitglieder können an Versammlungen  
          teilnehmen. 

b. Bei der Wahl des Jugendleiters haben alle Mitglieder der Abteilungen vom  
    vollendeten 14. Lebensjahr Stimmrecht. 
c. Das Stimmrecht kann nur persönlich ausgeübt werden. 
 

2. a. Wählbar sind, außer zum Vorsitzenden und zum Abteilungsleiter, alle volljährigen  
    Mitglieder. 
b. Das passive Wahlrecht für den Vorsitzenden beträgt 25 Jahre und für den  
    Abteilungsleiter 21 Jahre. 
 

3. Wählbar sind auch abwesende Mitglieder, wenn eine schriftliche Erklärung über die 
Annahme der Wahl vorliegt. 
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§ 19 Abstimmungen 

 
 

1. Vereinsorgane entscheiden bei Beschlüssen und Wahlen, soweit die Satzung nichts 
anderes bestimmt, im allgemeinen mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen. 
Stimmenthaltungen bleiben außer Betracht. 

 
2. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt. 

 
 

§ 20 Kassenprüfung 

 
1. Die Kasse des Vereins sowie die Kassen der Abteilungen werden auf der Grundlage 

der Finanzordnung für den Verein in jedem Jahr durch zwei von der 
Mitgliederversammlung gewählte Kassenprüfer geprüft. 

 
2. Die Kassenprüfer erstatten der Mitgliederversammlung einen Prüfbericht und 

beantragen bei ordnungsgemäßer Führung der Kassengeschäfte die Entlastung des 
Kassiers. 

 
3. Einzelheiten regelt die Finanzordnung des Vereins. 

 
4. Kassenprüfer dürfen nicht im Vereinsausschuss oder Vorstand sein. 

 
 

§ 21 Ordnungen 

 
1. Der Gesamtvorstand wird ermächtigt, Vereinsordnungen zu beschließen, die vom 

Vereinsausschuss zu genehmigen sind und den Vereinsmitgliedern durch Aushang an 
der Vereinstafel im Vereinsheim mitzuteilen sind. 

 
2. Vereinsordnungen können für folgende Bereiche erlassen werden: 

- Finanzordnung 
- Beitragsordnung 
- Geschäftsordnung 
- Ehrenordnung 
 

3. Weitere Vereinsordnungen können bei Bedarf vom Gesamtvorstand beschlossen 
werden. 

 
 

§ 22 Protokolle 

 
1. Über Versammlungen und Beschlüsse der Vereinsorgane (§ 10) sind Protokolle zu 

führen. Die Protokolle sind vom jeweiligen Versammlungsleiter und dem 
Protokollführer zu unterzeichnen. 

 
2. Das jeweils zutreffende Protokoll ist in der darauffolgenden Versammlung zu verlesen 

und über dessen Zustimmung abstimmen zu lassen. 
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§ 23 Datenschutz 

 
1. Zur Erfüllung der Zwecke und Aufgaben des Vereins werden unter Beachtung der 

gesetzlichen Bestimmungen des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) personen-
bezogene Daten über persönliche und sachliche Verhältnisse der Mitglieder im Verein 
gespeichert, übermittelt und verändert. 

 
2. Jeder Betroffene hat das Recht auf: 

a. Auskunft über die zu seiner Person gespeicherten Daten. 
b. Berichtigung über die zu seiner Person gespeicherten Daten, wenn sie unrichtig  
    sind. 
c. Sperrung der zu seiner Person gespeicherten Daten, wenn sich bei behaupteten  
    Fehlern weder deren Richtigkeit noch deren Unrichtigkeit feststellen lässt. 
d. Löschung der zu seiner Person gespeicherten Daten, wenn die Speicherung  
    unzulässig war. 

 
3. Den Organen des Vereins und allen Mitarbeitern des Vereins oder sonst für den 

Verein Tätige ist es untersagt, personenbezogene Daten unbefugt zu anderen als dem 
zur jeweiligen Aufgabenerfüllung gehörenden Zweck zu verarbeiten, bekannt zu 
geben, Dritten zugänglich zu machen oder sonst zu nutzen. Diese Pflicht besteht auch 
über das Ausscheiden der oben genannten Personen aus dem Verein hinaus. 

 
4. Veröffentlichung von Mitgliederdaten: 

Der Vorstand macht besondere Ereignisse des Vereinslebens, insbesondere die 
Durchführung und die Ergebnisse von Spielen, Turnieren sowie Feierlichkeiten am 
schwarzen Brett des Vereins oder in der Heimatzeitung sowie im Internet bekannt. 
Dabei können personenbezogene Mitgliederdaten veröffentlich werden. Das einzelne 
Mitglied kann jederzeit dem Vorstand gegenüber Einwände gegen solche Veröffent-
lichungen seiner Daten vorbringen. In diesem Fall unterbleibt in Bezug auf dieses 
Mitglied eine weitere Veröffentlichung mit Ausnahme von Ergebnissen aus Spielen 
und Turnieren. 
Die Mitglieder des Vereins willigen hiermit durch den Beitritt zum Verein auch darin 
ein, dass Fotos, Video-Aufnahmen etc. von ihrer Person, die im Zusammenhang mit 
Maßnahmen und Veranstaltungen des Vereins entstehen, zu satzungsgemäßen 
Zwecken des Vereins verwendet und verbreitet werden, ohne dass den Mitgliedern 
dadurch Ansprüche entstehen. 
Der Verein informiert die Tagespresse über Turnierergebnisse und besondere 
Ereignisse. Solche Informationen werden überdies auf der Internetseite des Vereins 
bzw. des Fördervereins gemäß der vom Mitglied unterzeichneten Einwilligungs-
erklärung für die Veröffentlichung von Mitgliederdaten im Internet veröffentlicht. 
Das einzelne Mitglied kann jederzeit gegenüber dem Vorstand Einwände gegen eine 
solche Veröffentlichung seiner personenbezogenen Daten erheben bzw. seine erteilte 
Einwilligung in die Veröffentlichung im Internet widerrufen. Im Falle eines 
Einwandes bzw. Widerrufs unterbleiben weitere Veröffentlichungen zu seiner Person. 
Personenbezogene Daten des widerrufenden Mitglieds werden von der Homepage des 
Vereins bzw. Fördervereins entfernt. Der Verein benachrichtigt die Verbände, denen 
der Verein angehört, über den Einwand bzw. Widerruf des Mitglieds. 
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§ 24 Haftung 

 
1. Ehrenamtlich Tätige haften für Schäden gegenüber den Mitgliedern und gegenüber 

dem Verein, die sie in Erfüllung ihrer ehrenamtlichen Tätigkeit verursachen, nur für 
Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit. 

 
2. Der Verein haftet gegenüber den Mitgliedern im Innenverhältnis nicht für fahrlässig 

verursachte Schäden oder Verluste, die Mitglieder bei der Ausübung des Sports, bei 
Benutzung von Anlagen oder Einrichtungen und Geräten des Vereins oder bei 
Vereinsveranstaltungen erleiden, soweit Schäden oder Verluste nicht durch die 
Versicherungen gedeckt sind. 

 
 

§ 25 Auflösung des Vereins 

 
1. Die Auflösung des Vereins kann nur in einer außerordentlichen 

Mitgliederversammlung beschlossen werden. 
 
2. Auf der Tagesordnung dieser Versammlung darf nur der Punkt „Auflösung des 

Vereins“ stehen. 
 

3. Die Einberufung einer solchen Mitgliederversammlung darf nur erfolgen, wenn es 
a. der Vereinsausschuss mit einer Mehrheit von drei Vierteln seiner Mitglieder  
    beschlossen hat oder 
b. zwei Fünftel der stimmberechtigten Mitglieder des Vereins schriftlich verlangen. 

 
4. Die Versammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der 

stimmberechtigten Mitglieder anwesend ist. 
 
5. Sind in dieser Mitgliederversammlung weniger als die Hälfte der stimmberechtigten 

Mitglieder anwesend, so ist zur Beschlussfassung über die Auflösung des Vereins 
innerhalb vier Wochen eine neue Mitgliederversammlung einzuberufen. Diese 
Versammlung ist ohne Rücksicht auf die Anzahl der anwesenden Mitglieder 
beschlussfähig. 

 
6. In der Einladung zu dieser zweiten Versammlung ist darauf ausdrücklich hinzuweisen. 

 
7. Die Auflösung kann nur mit einer Mehrheit von drei Vierteln der anwesenden 

stimmberechtigten Mitglieder beschlossen werden. 
 

8. Bei der Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall des Vereinszwecks 
fällt das Vermögen an die Gemeinde Vilgertshofen mit der Zweckbindung, dass dieses 
Vermögen unmittelbar und ausschließlich zur Förderung des Sports der Gemeinde 
verwendet werden darf. 
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§ 26 Inkrafttreten 

 
1. Die Satzung ist am 25.04.2008 durch die Mitgliederversammlung beschlossen worden. 
 
2. Die Satzung tritt mit dem Eintrag in das Vereinsregister vom 15.07.2008 in Kraft. 

 
3. Durch die vorstehende Satzung erlischt die bisher gültige Satzung. 

 
 
 
 
 
Jürgen Schäble 
1. Vorsitzender 
 
 
 
 
Rita Selvi 
2. Vorsitzende 
 
 
 
 
Elisabeth Haugg 
Schriftführerin 


